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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Hilfen für Blinde und Gehörlose – GHBG 
 
 
A Problem 
 
Das „Gesetz über die Hilfen für Blinde und Gehörlose“ (GHBG) setzt für die Gewährung des 
einkommens- und vermögensunabhängig zu leistenden Landesblindengeldes sowie der Hil-
fen für hochgradig sehbehinderte und gehörlose Menschen den Wohnort oder einen ge-
wöhnlichen Aufenthalt in Nordrhein-Westfalen voraus. Nach dem Recht der Europäischen 
Union ist es allerdings grundsätzlich nicht gerechtfertigt, Ansprüche auf Leistungen der so-
zialen Sicherheit vom Wohn- oder Aufenthaltsort abhängig zu machen. Die EU-Kommission 
sieht darin eine Diskriminierung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern sowie von Wan-
derarbeitnehmerinnen und Wanderarbeitnehmern.  
 
Die EU-Kommission hat deshalb in den jeweiligen Vorschriften der Landesblindengeldgeset-
ze der Länder einen Verstoß gegen die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 gesehen und Klage 
gegen Deutschland beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) erhoben. Mit Urteil vom  
5. Mai 2011 (Rechtssache C-206/10) hat der EuGH die Rechtsauffassung der  
EU-Kommission bestätigt. Die Länder sind deshalb gezwungen, ihre Landesblindengeldge-
setze anzupassen.  
 
 
B Lösung 
 
Alle Länder haben gegenüber der Bundesregierung erklärt, die entsprechenden landesrecht-
lichen Vorschriften zeitnah entsprechend anzupassen. Eine europarechtskonforme Anpas-
sung des GHBG kann nur durch Landesgesetz erfolgen. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
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D Kosten 
 
Kosten für den Landeshaushalt sind nicht zu erwarten.  
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen. Beteiligt sind das Ministerium für Inneres und Kommunales, das Finanzministeri-
um und das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Die Landschaftsverbände sind zuständig für die Ausführung des GHBG und für die Finanzie-
rung der im Gesetz vorgesehenen Leistungen. Nennenswerte finanzielle Mehrbelastungen 
der Haushalte der Landschaftsverbände sind nicht zu erwarten. Es entstehen mithin keine 
ausgleichspflichtigen Belastungen im Sinne des KonnexAG. 
 
Daten über die Zahl möglicher zusätzlich anspruchsberechtigter Menschen liegen zwar nicht 
vor. Nach Auffassung der Landesregierung wird die Gesetzesänderung aber in nur sehr we-
nigen Einzelfällen Ansprüche auf Hilfen nach dem GHBG neu begründen. Gleichartige Leis-
tungen der Heimatstaaten wären anzurechnen. Obwohl die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 
als höherrangige Rechtsnorm von den Landschaftsverbänden bereits seit dem 1. Mai 2010 
anzuwenden ist, wurden dort noch keine Anträge gestellt. Auch in anderen Ländern liegen 
solche Anträge nicht vor.  
 
Bei innerdeutschen Berufspendlern bleibt es beim Wohnortprinzip, da die europäischen Ver-
ordnungen insoweit nicht einschlägig sind. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Befristung 
 
Das GHBG hat sich bewährt, die bestehende Berichtspflicht sollte daher aufgehoben wer-
den.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 
 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Hilfen für Blinde und Gehörlose – 
GHBG 
 

  

Artikel 1 
 

 Gesetz über die Hilfen für Blinde und 
Gehörlose (GHBG) 
 

Das Gesetz über die Hilfen für Blinde 
und Gehörlose (GHBG) vom  
25. November 1997 (GV. NRW. S. 430), 
zuletzt geändert durch Artikel 74 des 
Vierten Befristungsgesetzes vom  
5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie 
folgt geändert: 
 

  

1. Die Überschrift des 4. Teils wird wie 
folgt neu gefasst: 

 

  

„4. Teil: 
Umsetzung des Rechts der Europäi-
schen Union.“ 

 

 4. Teil:  
Verfahrensvorschriften, Zuständigkeit 
 

2. Vor § 6 wird § 5a eingefügt:  
 

  

 „§ 5a 
 (1) Leistungen nach diesem Gesetz 

erhalten auch Blinde, hochgradig Seh-
behinderte und Gehörlose, wenn sie ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in 
Nordrhein-Westfalen haben, soweit sie 
nach der Verordnung (EG) Nr. 
883/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29. April 
2004 zur Koordinierung der Systeme 
der sozialen Sicherheit (ABl. L 166 vom 
30. April 2004, S. 1, L 200 S. 1, L 204 
vom 4. August 2007, S. 30, ABl. L 338 
vom 22. Dezember 2010, S. 35) in der 
jeweils geltenden Fassung anspruchs-
berechtigt sind. Gleiches gilt für Bürge-
rinnen und Bürger aus Vertragsstaaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums 
und der Schweiz, wenn dieselben Vo-
raussetzungen erfüllt sind. 
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 (2) Leistungen, die wegen einer in die-
sem Gesetz genannten Behinderung 
nach ausländischem Recht zustehen, 
werden angerechnet.“ 

 

  

3. Vor § 6 wird folgende Überschrift einge-
fügt: 

 

  

 „5. Teil: Verfahrensvorschriften, Zu-
ständigkeit.“ 

 

  

4.  Die Überschrift des bisherigen 5. Teils 
wird gestrichen. 

 

 5. Teil:  
Schlußvorschriften 
 

5.  § 10 wird aufgehoben. 
 

 § 10 
Berichtspflicht 
 
Die Landesregierung berichtet einmal in 
jeder Wahlperiode, beginnend mit der  
14. Wahlperiode, dem Landtag über die 
Erfahrungen mit diesem Gesetz, dessen 
Auswirkungen und Anwendungsprobleme in 
der Praxis. Hieran wird die von der Landes-
regierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen bestellte Person im Rahmen 
ihrer Aufgaben und Kompetenzen gemäß 
§§ 11 und 12 Behindertengleichstellungs-
gesetz Nordrhein-Westfalen beteiligt. 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 
 

  

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 
 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Das nordrhein-westfälische Gesetz über die Hilfen für Blinde und Gehörlose (GHBG) sieht 
einkommensunabhängige Nachteilsausgleiche für blinde, hochgradig sehbehinderte und 
gehörlose Menschen vor. Seit der letzten Anpassung zum 1. Juli 2011 beträgt das Landes-
blindengeld für blinde Menschen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres mtl. 308,02 €, bis 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres 614,99 € und nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
473 €. Die Hilfen für hochgradig Sehbehinderte und für gehörlose Menschen betragen mtl. 
77 €. 
 
Mit Urteil vom 5. Mai 2011 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschieden, dass die 
Landesblindengeldgesetze insoweit gegen Unionsrecht verstoßen, als sie die Gewährung 
von Leistungen an Blinde, Gehörlose und andere Behinderte davon abhängig machen, dass 
die Begünstigten ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in dem betreffenden Land 
haben. Gegen das Wohnsitz- und Aufenthaltserfordernis in den deutschen Landesblinden-
geldgesetzen hatte die EU-Kommission Klage eingereicht und Verstöße gegen die Bestim-
mungen der VO (EG) 987/09 und VO (EG) 988/09 zur Änderung bzw. Durchführung der VO 
(EG) 883/04 zur Koordinierung der sozialen Sicherungssysteme beklagt.  
 
Nach den genannten europäischen Verordnungen haben EU-Bürger und Bürger des europä-
ischen Wirtschaftsraums und der Schweiz einen unmittelbaren Rechtsanspruch auf Sozial-
leistungen ihres Beschäftigungslandes, und zwar unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem 
Wohnort bzw. ihrem gewöhnlichen Aufenthalt. Dadurch sollen sie vor Nachteilen geschützt 
werden, wenn sie ihr Recht auf Freizügigkeit innerhalb dieses Rechtsraumes wahrnehmen.  
 
Ein derartiger Nachteil liegt nach übereinstimmender Auffassung der EU-Kommission und 
des EuGH vor, wenn die Bewilligung von Sozialleistungen nach dem Wohnortprinzip erfolgt, 
wie dies bei den deutschen Landesblindengeldern der Fall ist.  
 
 
B Einzelbegründung 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu 1. 
Redaktionelle Änderung. 
 
Zu 2: 
§ 5a Absatz 1 stellt klar, dass das Erfordernis des ständigen Aufenthaltes in Nordrhein-
Westfalen nicht gilt, sobald die genannten Verordnungen blinden, sehbehinderten und gehör-
losen Bürgerinnen und Bürgern eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Nordrhein-Westfalen haben, jedoch hier beschäftigt 
sind oder eine selbstständige Tätigkeit ausüben, Ansprüche einräumen.  
 
Aufgrund der Variantenvielfalt des anspruchsberechtigten Personenkreises ist es zweckmä-
ßig, in § 5a Abs. 1 einen Verweis auf die europarechtlichen Rechtsgrundlagen aufzunehmen, 
um dann im Einzelfall die Anspruchsberechtigung prüfen zu können. Die Fallkonstellationen 
sind sehr variantenreich und lassen sich in Textform kaum verständlich darstellen. Diese 
Schwierigkeit birgt die Gefahr einer nur lückenhaften landesgesetzlichen Umsetzung des 
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EU-Rechts. Daher ist es nicht geboten, einzelne tatbestandliche Voraussetzungen in das 
Gesetz aufzunehmen.  
 
Absatz 2 stellt sicher, dass bestehende Ansprüche auf gleichartige ausländische Leistungen 
auf die Leistungen nach dem GHBG angerechnet werden. Die Anrechnungsvorschrift ist 
erforderlich, um Doppelleistungen zu vermeiden. 
 
Zu 3. bis 4. 
Redaktionelle Änderungen. 
 
Zu 5.  
Gesetze, die in Kraft sind, sieht die Landesregierung gemäß ihres Kabinettsbeschlusses vom 
20.12.2011 als zwingend notwendig an. Befristungen und Berichtspflichten sind daher nicht 
mehr erforderlich. § 10 des Gesetzes über die Hilfen für Blinde und Gehörlose ist daher zu 
streichen. 
 
Aufgrund der bestehenden Berichtspflicht hat die Landesregierung bereits 2009 die Wirkun-
gen des Gesetzes über die Hilfen für Blinde und Gehörlose (GHBG) überprüft und festge-
stellt, dass seine Regelungen weiterhin notwendig sind (LT Vorlage. 14/3045). Diese Ergeb-
nisse sind weiterhin gültig. Deshalb ist die Landesregierung der Auffassung, dass die Be-
richtspflicht im GHBG aufgehoben werden sollte. 
 
 
Zu Artikel 2 
 
Die Vorschrift bestimmt das In-Kraft-Treten des Gesetzes am Tage nach seiner Verkündung.  
 
 


